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Große Anfrage 

der Fraktion der SPD 


betr. Verhalten des Bundeskanzlers im Falle Schmeißer 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Ist sich die Bundesregierung bewußt, daß die Art, wie durch 
Rücknahme der Strafanträge das Strafverfahren gegen Schmeißer 
ohne Beweisaufnahme und ohne gerichtlichen Urteilsspruch zur 
Einstellung gelangte, geeignet ist, das Vertrauen in die Sauber- 
keit des öffentlichen Lebens in der Bundesrepublik Deutschland 
zu gefährden? 

2 . Aus welchen Gründen haben Bundeskanzler Adenauer, Bot- 
schafter Blankenhorn und Generalkonsul Reiff er schcidt es für 
angemessen und möglich gehalten, sich während der gerichtlichen 
Hauptverhandlung mit dem öffentlich wegen Verleumdung an- 
geklagten früheren Agenten einer ausländischen Macht auf 
Vergleichsverhandlungen einzulassen ? 

3. Warum haben Bundeskanzler Adenauer, Botschafter Blankenhorn 
und Generalkonsul Reifferscheidt ihre Strafanträge zurück- 
genommen, obwohl die von den Angeklagten abgegebenen 
Erklärungen die Wahrheitsfrage offenließen und mit dem Gegen- 
stand der Anklage nicht übereinstimmten? 

Ist sich die Bundesregierung klar darüber, daß die von Schmeißer 
abgegebenen Erklärungen, er habe nicht in beleidigender Ab- 
sicht gehandelt und halte seine Aussagen, soweit sie einen Vor- 
wurf ehrenrührigen oder pflichtwidrigen Verhaltens enthalten, 
nicht aufrecht, weder erkennen lassen, ob und welche Behaup- 
tungen tatsächlicher Art Schmeißer zurücknimmt, noch rechtlich 
erheblich sind, weil es für die Strafbarkeit der Schmeißer zur 
Last gelegten Tat auf eine Absicht der Beleidigung nach dem 
Gesetz nicht ankam? Ist sich die Bundesregierung ferner im 
klaren darüber, daß auch die von den mitangeklagten Journalisten 
der Zeitschrift „Spiegel” abgegebene Erklärung, „daß wir gegen 
den Bundeskanzler Dr. Adenauer, Botschafter Blankenhorn und 
Generalkonsul Reifferscheidt den Vorwurf pflichtwidrigen oder 
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ehrenrührigen Verhaltens nicht erheben”, sich mit dem Gegen- 
stand der Anklage nicht deckt, weil es den Gegenstand des 
gerichtlichen Verfahrens bildete, ob diese Mitangeklagten im 
Jahre 1952 Tatsachen behauptet hatten, die im Sinne des § 186 
StGB geeignet waren, Bundeskanzler Adenauer, Botschafter 
Blankenhorn und Generalkonsul Reifferscheidt verächtlich zu 
machen und in der öffentlichen Meinung herabzuwürdigen? 

4. Warum haben Bundeskanzler Adenauer, Botschafter Blankenhorn 
und Generalkonsul Reifferscheidt darauf verzichtet, die zu ihrem 
Nachteil aufgestellten Behauptungen tatsächlicher Art durch die 
öffentliche Beweiserhebung .vor einem Gericht und durch den 
Urteilsspruch dieses Gerichts als erweislich unwahr feststellen 
zu lassen? Ist die Bundesregierung der Meinung, daß diese ge- 
richtliche Beweisaufnahme und die Feststellung eines Gerichts 
durch unzulängliche und verklausulierte Erklärungen des frühe- 
ren Agenten einer ausländischen Macht ersetzt werden konnten? 

5. Welche Vereinbarungen sind hinsichtlich der Prozeßkosten ge- 
troffen worden? Wer hat sie wirklich getragen? Warum haben 
Bundeskanzler Adenauer, Botschafter Blankenhorn und General- 
konsul Reifferscheidt nicht darauf bestanden, daß die Ange- 
klagten oder einer der Angeklagten auch die Bundeskanzler 
Adenauer, Botschafter Blankenhorn und Generalkonsul Reiffer- 
scheidt erwachsenen Anwaltskosten erstatten? Wie hoch sind 
diese Anwaltskosten? Weshalb sind die beträchtlichen Auslagen 
an Reisekosten für die Zeugen Botschafter Blankenhorn, General- 
konsul Reifferscheidt und Gesandter Strohm nicht als — vom 
Angeklagten Schmeißer zu erstattende — Gerichtskosten geltend 
gemacht, sondern aus öffentlichen Mitteln bestritten worden ? 

6. Warum haben Bundeskanzler Adenauer und Botschafter Blanken- 
horn nicht darauf bestanden, daß der Verlag des „Spiegel” sich 
rechtlich verpflichte, den Vertrieb der 60 000 Exemplare der 
Ausgabe des „Spiegel” vom 9. Juli 1952, deren gerichtliche 
Beschlagnahme durch die Einstellung des Gerichtsverfahrens hin- 
fällig wurde, zu unterlassen? 


Bonn, den 3. Oktober 1955 


Ollenhauer und Fraktion 



